
Aktenzeichen: 8 AZR 335/87
Bundesarbeitsgericht 8. Senat Urteil vom 3. August 1989

- 8 AZR 335/87 -
I. Arbeitsgericht Urteil vom 21. Januar 1986

Köln - 1 Ca 6933/85 -
II. Landesarbeitsgericht Urteil vom 24. März 1987

Köln - 1 Sa 416/86 -
Für die Amtliche Sammlung: Ja *Für die Fachpresse: Ja 1 MFür das Bundesarchiv: Ja

Entseheidungsst ichwort:
Arbeitnehmerweiterbildung-Lohnfortzahlungspflicht

Gesetz: AWbG § 7, § 9 Satz 1 Buchst, a, §§ 1, 4, § 5 Abs. 1 bis 4,
§ 10 Abs. 2; WbG § 1 Abs. 1, § 2 Abs. 4, § 4 Abs. 3, § 23
Abs. 2; BVerfGG § 31 Abs. 2; GG Art. 12 Abs. 1 Satz 2; HBUG
§ 3 Abs. 1; BetrVG § 37 Abs. 7

Leitsätze:
1. Eine Lehrveranstaltung, die der Schulung von Referenten 
dient, die ihrerseits in Weiterbildungsveranstaltungen un­
terrichten sollen, ist keine berufliche oder politische 
Weiterbildung im Sinne des § 1 Abs 2 AWbG.
2. Die Gerichte für Arbeitssachen haben bei der Entschei­
dung über den Anspruch auf Fortzahlung des Arbeitsentgelts zu prüfen, ob eine Bildungsveranstaltung der beruflichen und 
politischen Weiterbildung dient (wie BVerfGE 77, 308 ff = AP 
Nr 62 zu Art 12 GG, zu C II 2 b der Gründe). Die Verwal­tungsakte nach § 23 Abs 2 WbG (Anerkennung einer Bildungs­
stätte) und § 9 Satz 1 Buchst b AWbG (behördliche Genehmi­
gung einer Veranstaltung) entfalten insoweit keine Tatbe­standswirkung. Auch begründen sie keine Vermutung dafür, daß 
eine Veranstaltung der beruflichen und politischen Weiter­
bildung dient.
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8 AZR 335/87
1 Sa 416/86 Köln Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
3. August 1989
Haust,
Amtsinspektor in In Sachen
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Achte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
der mündlichen Verhandlung vom 3* August 1989 durch den 
Richter Prof. Dr. Leinemann als Vorsitzenden, die Richter 
Dr. Peifer und Dr. Wittek sowie die ehrenamtlichen Richter 
Pradel und Schömburg für Recht erkannt:
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Die Revision der Klägerin gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Köln vom 24. März 
1987 - 1 Sa 416/86 - wird zurückgewiesen.
Die Klägerin hat die Kosten der Revision zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Klägerin ist Arbeitnehmerin der Beklagten. Vom 28. bis 
zum 31. Mai 1985 nahm sie an einem vom Deutschen Gewerkschafts­
bund, Landesbezirk Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf - Abteilung 
Bildung - (im folgenden: Abteilung Bildung) veranstalteten Semi­
nar teil mit dem Thema: "Methoden gewerkschaftlicher Bildungsar­
beit am Beispiel des Themas: Neue Technologien - Gefahren, Chan­
cen, Perspektiven".

Die Klägerin hat von der Beklagten verlangt, ihr für die 
Dauer der Veranstaltung das Arbeitsentgelt, dessen Höhe unstrei­
tig ist, fortzuzahlen. Sie hat sich auf § 7 des Gesetzes zur 
Freistellung von Arbeitnehmern zum Zwecke der beruflichen und 
politischen Weiterbildung (Arbeitnehmerweiterbildungsgesetz - 
AWbG) - vom 6. November 1984 (GV. NW. S. 678) berufen. Die Klä­
gerin hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an sie 356,72 DM 
brutto nebst 4 % Zinsen aus dem sich daraus ergebenden Nettobetrag seit dem 14. August 1985 
zu zahlen.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt. Sie hat die Auf­
fassung vertreten, das Arbeitnehmerweiterbildungsgesetz sei ver­
fassungswidrig. Außerdem habe das Thema des Seminars keine Ar-
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sei die Ver-
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beitnehmerweiterbildung zum Gegenstand gehabt. Auch 
anstaltung nicht für jedermann zugänglich gewesen.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Auf die Beru­
fung der Beklagten hat das Landesarbeitsgericht die Klage als 
unbegründet abgewiesen. Mit der Revision bittet die Klägerin um 
Wiederherstellung des erstinstanzlichen Urteils.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision hat keinen Erfolg. Zu Recht hat das Landesar­
beitsgericht die Klage als unbegründet abgewiesen. Die Klägerin 
hat keinen Anspruch auf Fortzahlung des Arbeitsentgelts für die 
Zeit vom 28. bis zum 31* Mai 1985. Das Seminar, an dem sie teil­
genommen hat, war keine Arbeitnehmerweiterbildung im Sinne des 
AWbG.

I. Nach § 7 AWbG hat der Arbeitgeber für die Zeit der Arbeit­
nehmerweiterbildung das Arbeitsentgelt fortzuzahlen. Diese Be­
stimmung ist mit dem Grundgesetz vereinbar. Dies hat das Bundes­
verfassungsgericht durch Beschluß vom 15. Dezember 1987, BVerfGE 
77, 308 ff. = AP Nr. 62 zu Art. 12 GG) entschieden. Die Entschei­
dung hat Gesetzeskraft (§ 31 Abs. 2 BVerfGG).

II. Arbeitnehmerweiterbildung erfolgt in anerkannten Bildungs­
veranstaltungen (§ 1 Abs. 1, § 5 Abs. 3 AWbG). Das Seminar, das 
die Klägerin besucht hat, war keine anerkannte Bildungsveran­
staltung.
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III. Bildungsveranstaltungen gelten als anerkannt, wenn sie § 1 
Abs. 2 AWbG entsprechen und von Volkshochschulen oder von aner­
kannten Einrichtungen der Weiterbildung in anderer Trägerschaft 
gemäß den Bestimmungen des Weiterbildungsgesetzes durchgeführt 
werden (§ 9 Satz 1 Buchstabe a AWbG).

1. Die Veranstaltung ist von einer anerkannten Einrichtung der 
Weiterbildung in anderer Trägerschaft durchgeführt worden. Die 
Abteilung Bildung war eine solche Einrichtung (vgl. Urteil des 
Senats vom 23. Februar 1989 - 8 AZR 185/86 zu I 2 der Gründe, 
zur Veröffentlichung bestimmt).

2. Die Veranstaltung entsprach aber nicht § 1 Abs. 2 AWbG. Dies 
hat das Landesarbeitsgericht zutreffend angenommen.

a) Arbeitnehmerweiterbildung dient der beruflichen und der poli­
tischen Weiterbildung sowie deren Verbindung; sie schließt Lehr­
veranstaltungen ein, die auf die Stellung des Arbeitnehmers in 
Staat, Gesellschaft, Familie oder Beruf bezogen sind (§ 1 Abs. 2 
AWbG). Diese Voraussetzungen erfüllte das Seminar nicht.

b) Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, Ziel des Lehrgangs 
sei es gewesen, Referenten für die künftige Schulungsarbeit der 
Gewerkschaften auszubilden. Dies folge aus der Themenstellung auf 
der Einladung und im Programm, aber auch aus der von der Klägerin 
überreichten Schrift "Neue Technologien". Bei dieser handele es 
sich um Ausbildungsrichtlinien für Referenten, die diese in die 
Lage versetzen sollen, die Thematik an Mitglieder weiterzugeben.
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Das Seminar habe nicht dazu gedient, die Klägerin in ihrer Eigen­
schaft als Arbeitnehmerin gemäß § 1 Abs. 2, § 4 AWbG weiterzubil­
den .

c) Dem Landesarbeitsgericht ist jedenfalls im Ergebnis zu fol­
gen. Das auf Referentenschulung abzielende Seminar kann schon 
deshalb nicht als eine dem § 1 Abs. 2 AWbG entsprechende Bil­
dungsveranstaltung angesehen werden, weil der Arbeitgeber in sei­
nem Grundrecht nach Art. 12 Abs. 1 Satz 2 GG verletzt würde, wenn 
ihn in diesem Fall die Pflicht zur Fortzahlung des Arbeitsent­
gelts treffen würde. Dies zwingt zur verfassungskonformen Ausle­
gung des § 1 Abs. 2 AWbG.

Das Bundesverfassungsgericht hat im Beschluß vom 15. Dezem­
ber 1987 (aaO) entschieden, § 3 Abs. 1 des Hessischen Gesetzes 
über den Anspruch auf Bildungsurlaub (HBUG) vom 16. Oktober 1984 
(GVB1. I S. 261) sei mit Art. 12 Abs. 1 Satz 2 GG insoweit unver­
einbar, als es den Arbeitgebern Entgeltfortzahlungspflichten für 
den Zusatzurlaub pädagogischer Mitarbeiter auferlege, ohne Aus­
gleichsmöglichkeiten vorzusehen. Das gesetzgeberische Grundanlie­
gen sei die berufliche und politische Weiterbildung der Arbeit­
nehmer. Der Zusatzurlaub für pädagogisch befähigte Arbeitnehmer 
diene nur als Mittel zur Erreichung dieses Zieles. Gewinnung und 
Vergütung des Ausbildungspersonals oblägen in erster Linie den 
überbetrieblichen Bildungsträgern. Die Verantwortungsbeziehung 
des Arbeitgebers, die seine Belastung mit dem allgemeinen Bil­
dungsurlaubsanspruch des weiterzubildenden Arbeitnehmers recht- 
fertige, habe keine Bedeutung, wenn es nur darum gehe, pädago-
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gisch befähigte Mitarbeiter für Bildungsveranstaltungen zu ge­
winnen. Die insoweit zusätzlich anfallenden Kosten der Entgelt­
fortzahlung seien Teil des Gesamtaufwandes, der sich nicht ein­
zelnen Arbeitsverhältnissen zuordnen lasse. Soweit § 3 HBUG keine 
Ausgleichsmöglichkeit zugunsten der betroffenen Arbeitgeber ent­
halte, etwa durch Umlage der Kosten oder ihre Erstattung durch 
eine öffentliche Kasse oder den Träger der Bildungsveranstaltung, 
sei diese Bestimmung mit Art. 12 Abs. 1 GG unvereinbar.

Daraus folgt, daß auch im Geltungsbereich des Nordrhein- 
Westfälischen Arbeitnehmerweiterbildungsgesetzes, das eine dem 
§ 3 HBUG vergleichbare Bestimmung nicht enthält, als berufliche 
oder politische Weiterbildung im Sinne des § 1 Abs. 2 AWbG eine 
Veranstaltung jedenfalls dann nicht angesehen werden kann, wenn 
sie der Schulung von Personal dient, das dadurch in die Lage ver­
setzt werden soll, selbst in Weiterbildungsveranstaltungen zu 
unterrichten. Zwar betrifft § 3 HBUG pädagogische Mitarbeiter, 
die diese Befähigung bereits besitzen, und den Zusatzurlaub für 
die Mitwirkung in Bildungsveranstaltungen benötigen. Nichts an­
deres kann aber gelten, wenn ein Arbeitnehmer die Befähigung zur 
pädagogischen Mitwirkung erst noch erwerben soll. Auch hier fehlt 
es an der die finanzielle Belastung des Arbeitgebers rechtferti­
genden Verantwortungsbeziehung. Diese Belastung des Arbeitgebers 
verstößt gegen Art. 12 Abs. 1 Satz 2 GG, da finanzielle Aus­
gleichsmöglichkeiten zugunsten des Arbeitgebers nicht vorgesehen 
sind.
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3. Zu Unrecht meint die Revision, die Gerichte für Arbeits­
sachen seien nicht berechtigt zu prüfen, ob eine Bildungsveran­
staltung § 1 Abs. 2 AWbG entspricht.

a) Nach dem eindeutigen Wortlaut des § 9 Satz 1 AWbG hat die 
unwiderlegliche Vermutung der Anerkennung einer Bildungsveran­
staltung drei Voraussetzungen: Nach § 9 Satz 1 Buchst, a AWbG muß 
die Veranstaltung von einer anerkannten Einrichtung der Weiter­
bildung durchgeführt werden, sie muß § 1 Abs. 2 AWbG entsprechen 
und gemäß den Bestimmungen des Weiterbildungsgesetzes (WbG) 
durchgeführt werden. Der Gesetzeswortlaut läßt keinen Zweifel 
daran, daß die zweite und die dritte Voraussetzung der Anerken­
nungsvermutung zu der ersten hinzutreten müssen und daß dies von 
den Gerichten für Arbeitssachen bei der Entscheidung über den 
Anspruch auf Fortzahlung des Arbeitsentgelts (§ 7, § 5 Abs. 3,
§ 1 Abs. 1, § 9 AWbG) zu prüfen ist (Friauf, DB-Beilage Nr. 2/89, 
S. 4 u. S. 7; Stege/Sowka, DB-Beilage Nr. 14/88, S. 12; Vossen, 
RdA 1988, 346, 347; Schlömp-Röder, AuR 1988, 373, 376 für die 
Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 AWbG; BVerfGE 77, 308, 336 u. a. 
für die Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 AWbG; a. A. Wahsner/ 
Wiehert, Das Arbeitnehmerweiterbildungsgesetz von Nordrhein-West­
falen, 1987, S. 60 u. S. 76; Kleveman, BB 1989, 209, 214; 
Schlömp-Röder, AuR 1988, 373, 378 für die Durchführung gemäß den 
Bestimmungen des Weiterbildungsgesetzes).

b) Die Revision meint, die Tatbestandswirkung des Verwaltungs­
akts, durch den die Abteilung Bildung als anerkannte Einrichtung 
der Weiterbildung in anderer Trägerschaft anerkannt worden sei
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(§ 23 Abs. 2 WbG) stehe der gerichtlichen Nachprüfung entgegen. 
Dem ist nicht zu folgen.

Die Tatbestandswirkung der Anerkennung der Abteilung Bil­
dung zwingt die Gerichte für Arbeitssachen nur dazu, die Tat­
sache, daß dieser Verwaltungsakt erlassen wurde, und seinen In­
halt als gegeben hinzunehmen und in diesem Sinne den Verwaltungs­
akt zu beachten, selbst wenn er rechtswidrig sein sollte, es sei 
denn, er ist nichtig (vgl. Kopp, VwVfG, 3. Aufl., Vorbem § 35 
Rz 26; Stelkens/Bonk/Leonhardt, VwVfG, 2. Aufl., § 43 Rz 8 bis 
10). Die Gerichte für Arbeitssachen haben somit aufgrund des nach 
§ 23 WbG erlassenen Anerkennungsbescheides vom 17. Juli 1975 
(vgl. oben 1) davon auszugehen, daß die Abteilung Bildung eine 
anerkannte Einrichtung der Weiterbildung in anderer Trägerschaft 
im Sinne des § 9 Satz 1 Buchst, a AWbG war. Dies wird von der 
Beklagten nicht in Abrede gestellt und unterliegt auch sonst 
keinem Zweifel.

Der Anerkennungsbescheid legt aber im Gegensatz zur Auffas­
sung der Revision nicht für Arbeitgeber und Arbeitnehmer verbind­
lich fest, daß alle Veranstaltungen, die eine anerkannte Ein­
richtung der Weiterbildung in anderer Trägerschaft durchführt, 
anerkannte Bildungsveranstaltungen im Sinne des § 9 AWbG sind. 
Dagegen spricht der Wortlaut des § 9 Satz 1 AWbG.

c) Auch durch andere gesetzliche Bestimmungen ist das Prüfungs­
recht der Gerichte für Arbeitssachen nicht eingeschränkt.
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aa) Entgegen der Ansicht der Revision läßt sich aus den Rechts­
grundsätzen über die Wirkung des behördlichen Anerkennungsbe­
scheids nach § 37 Abs. 7 BetrVG nichts Gegenteiliges herleiten.

Die bindende Wirkung, die der nicht angefochtene Anerken­
nungsbescheid nach § 37 Abs. 7 BetrVG im Lohnfortzahlungsprozeß 
entfaltet (vgl. BAG Urteil vom 17- Dezember 1981 - 6 AZR 546/78 - 
AP Nr. 41 zu § 37 BetrVG 1972 mit insoweit zustimmender Anmerkung 
von Grunsky), betrifft nur den Gegenstand dieses Verwaltungsakts, 
also die Frage, ob die Veranstaltung für die Schulung von Be­
triebsratsmitgliedern geeignet ist. Entsprechend hat auch die 
bestandskräftig gewordene Anerkennung einer Einrichtung der Wei­
terbildung nur die Wirkung, daß im Lohnfortzahlungsprozeß nicht 
mehr geprüft werden darf, ob die Anerkennung zu Recht erfolgt 
ist, ob also die Einrichtung die Voraussetzungen des § 23 Abs. 2 
Nr. 1 bis 10 WbG erfüllt. Für die weiteren Tatbestandsmerkmale 
des § 9 Satz 1 AWbG entfaltet der Anerkennungsbescheid jedoch 
keine Bindungswirkung.

bb) Daraus, daß der Arbeitnehmer bei Inanspruchnahme der Arbeit­
nehmerweiterbildung und nach Teilnahme an ihr nicht die Voraus­
setzungen des § 9 AWbG nachweisen muß (§ 5 Abs. 1 und 4 AWbG) 
folgt nicht, daß der Arbeitgeber zur Lohnfortzahlung auch dann 
verpflichtet ist, wenn die Tatbestandsmerkmale des § 9 Satz 1 
AWbG nicht erfüllt sind. § 5 Abs. 2 AWbG regelt nur die Voraus­
setzungen, unter denen der Arbeitgeber den ihm mitgeteilten Zeit­
punkt der Arbeitnehmerweiterbildung ablehnen kann. Die Bestimmung 
sagt aber nichts aus über die Voraussetzungen des Lohnfortzah-
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lungsanspruchs. Ebenso nicht § 10 Abs. 2 AWbG; die dort geregelte 
Berichtspflicht der Träger anerkannter Bildungsveranstaltungen im 
im Sinne des § 9 AWbG gegenüber dem zuständigen Minister erlaubt 
keinen Schluß auf den Umfang der gerichtlichen Prüfung im Lohn­
fortzahlungsverfahren. Dies folgt schon daraus, daß bei Verlet­
zung der Anforderungen nach § 9 Satz 1 AWbG keine Rechtsfolgen 
vorgesehen sind. Die Lehrfreiheit (§ 4 Abs. 3 WbG) und die Lern­
freiheit (§ 1 Abs. 1 WbG), auf die die Klägerin sich schließlich 
beruft, führen ebenfalls nicht zu einer Beschränkung des gericht­
lichen Prüfungsrechts. Für den Anspruch auf Fortzahlung des Ar­
beitsentgelts gelten insoweit die besonderen Regelungen des Ar­
beitnehmerweiterbildungsgesetzes .

4. Darauf, ob das Seminar mit dem Landesarbeitsgericht auch 
deshalb nicht als anerkannte Bildungsveranstaltung anzusehen war, 
weil es nicht für jedermann zugänglich war (§ 9 Satz 1 AWbG 
i. Verb. m. § 2 Abs. 4 WbG) kommt es somit nicht an.

Dr. Leinemann Dr. Peifer Dr. Wittek
Pradel Schömburg
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